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II

(Mitteilungen)

MITTEILUNGEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN STELLEN 
DER EUROPÄISCHEN UNION

EUROPÄISCHE KOMMISSION

Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss

(Sache M.7805 — Apollo Capital Management/RBH/LRG Finance)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2015/C 385/01)

Am 12. November 2015 hat die Kommission nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 
des Rates (1) entschieden, keine Einwände gegen den oben genannten angemeldeten Zusammenschluss zu erheben und 
ihn für mit dem Binnenmarkt vereinbar zu erklären. Der vollständige Wortlaut der Entscheidung ist nur auf Englisch ver­
fügbar und wird in einer um etwaige Geschäftsgeheimnisse bereinigten Fassung auf den folgenden beiden EU-Websites 
veröffentlicht:

— der Website der GD Wettbewerb zur Fusionskontrolle (http://ec.europa.eu/competition/mergers/cases/). Auf dieser 
Website können Fusionsentscheidungen anhand verschiedener Angaben wie Unternehmensname, Nummer der 
Sache, Datum der Entscheidung oder Wirtschaftszweig abgerufen werden,

— der Website EUR-Lex (http://eur-lex.europa.eu/homepage.html?locale=de). Hier kann diese Entscheidung anhand der 
Celex-Nummer 32015M7805 abgerufen werden. EUR-Lex ist das Internetportal zum Gemeinschaftsrecht.

(1) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1.
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IV

(Informationen)

INFORMATIONEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN 
STELLEN DER EUROPÄISCHEN UNION

EUROPÄISCHE KOMMISSION

Euro-Wechselkurs (1)

18. November 2015

(2015/C 385/02)

1 Euro =

Währung Kurs

USD US-Dollar 1,0666

JPY Japanischer Yen 131,65

DKK Dänische Krone 7,4608

GBP Pfund Sterling 0,70090

SEK Schwedische Krone 9,3019

CHF Schweizer Franken 1,0838

ISK Isländische Krone

NOK Norwegische Krone 9,2335

BGN Bulgarischer Lew 1,9558

CZK Tschechische Krone 27,029

HUF Ungarischer Forint 310,94

PLN Polnischer Zloty 4,2540

RON Rumänischer Leu 4,4467

TRY Türkische Lira 3,0550

AUD Australischer Dollar 1,5028

Währung Kurs

CAD Kanadischer Dollar 1,4223
HKD Hongkong-Dollar 8,2669
NZD Neuseeländischer Dollar 1,6505
SGD Singapur-Dollar 1,5185
KRW Südkoreanischer Won 1 247,90
ZAR Südafrikanischer Rand 15,1537
CNY Chinesischer Renminbi Yuan 6,8054
HRK Kroatische Kuna 7,6215
IDR Indonesische Rupiah 14 746,47
MYR Malaysischer Ringgit 4,6594
PHP Philippinischer Peso 50,341
RUB Russischer Rubel 69,3696
THB Thailändischer Baht 38,392
BRL Brasilianischer Real 4,0563
MXN Mexikanischer Peso 17,8707
INR Indische Rupie 70,6304

(1) Quelle: Von der Europäischen Zentralbank veröffentlichter Referenz-Wechselkurs.
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BESCHLUSS DER KOMMISSION

vom 3. November 2015

zur Festlegung des Standpunkts, der im Namen der Europäischen Atomgemeinschaft im Stabilitäts- 
und Assoziationsrat, der gemäß dem Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen zwischen den 
Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und Bosnien und Herzegowina 
andererseits eingesetzt wurde, im Hinblick auf den Beschluss des Stabilitäts- und Assoziationsrates 

zur Annahme seiner Geschäftsordnung zu vertreten ist

(2015/C 385/03)

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 101 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit Artikel 115 des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens zwischen den Europäischen Gemeinschaften 
und ihren Mitgliedstaaten einerseits und Bosnien und Herzegowina andererseits (im Folgenden „Abkommen“) wird 
ein Stabilitäts- und Assoziationsrat eingesetzt.

(2) In Artikel 116 des Abkommens ist festgelegt, dass sich der Stabilitäts- und Assoziationsrat eine Geschäftsordnung 
gibt.

(3) In Artikel 118 des Abkommens ist vorgesehen, dass der Stabilitäts- und Assoziationsrat von einem Stabilitäts- und 
Assoziationsausschuss (im Folgenden „Ausschuss“) unterstützt wird.

(4) In Artikel 118 des Abkommens ist vorgesehen, dass der Stabilitäts- und Assoziationsrat in seiner Geschäftsord­
nung die Aufgaben des Ausschusses festlegt und dass der Stabilitäts- und Assoziationsrat seine Befugnisse dem 
Ausschuss übertragen kann.

(5) Nach Artikel 120 des Abkommens kann der Stabilitäts- und Assoziationsrat Sonderausschüsse oder -gremien ein­
setzen, die ihn bei der Erfüllung seiner Aufgaben unterstützen. Außerdem ist vorgesehen, dass der Stabilitäts- und 
Assoziationsrat in seiner Geschäftsordnung die Zusammensetzung und die Aufgaben dieser Ausschüsse und Gre­
mien sowie deren Arbeitsweise festlegt —

BESCHLIESST:

Einziger Artikel

Der Standpunkt, der im Namen der Europäischen Atomgemeinschaft im nach Artikel 115 des Abkommens eingesetzten 
Stabilitäts- und Assoziationsrat im Hinblick auf den Beschluss des Stabilitäts- und Assoziationsrates zur Annahme seiner 
Geschäftsordnung zu vertreten ist, beruht auf dem diesem Beschluss beigefügten Entwurf eines Beschlusses des 
Stabilitäts- und Assoziationsrates, der dem Beschluss (EU) 2015/1900 des Rates vom 5. Oktober 2015 zur Festlegung 
des Standpunkts, der im Namen der Europäischen Union im Stabilitäts- und Assoziationsrat, der gemäß dem Stabilisie­
rungs- und Assoziierungsabkommen zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits 
und Bosnien und Herzegowina andererseits eingesetzt wurde, im Hinblick auf einen Beschluss des Stabilitäts- und Asso­
ziationsrates zur Annahme seiner Geschäftsordnung zu vertreten ist (1), beigefügt ist.

Geringfügige Änderungen an diesem Beschlussentwurf können ohne weiteren Beschluss des Rates angenommen werden.

Brüssel, den 3. November 2015

Für die Kommission

Johannes HAHN

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 277 vom 22.10.2015, S. 17.
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BESCHLUSS Nr. 1 DES STABILITÄTS- UND ASSOZIATIONSRATES EU–BOSNIEN UND 
HERZEGOWINA

vom [Datum]

zur Annahme seiner Geschäftsordnung

DER STABILITÄTS- UND ASSOZIATIONSRAT —

gestützt auf das Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren 
Mitgliedstaaten einerseits und Bosnien und Herzegowina andererseits (im Folgenden „Abkommen“), insbesondere auf die 
Artikel 115, 116, 118 und 120,

in der Erwägung, dass dieses Abkommen am 1. Juni 2015 in Kraft getreten ist —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Vorsitz

Der Vorsitz im Assoziationsrat wird von den Vertragsparteien abwechselnd für die Dauer von 12 Monaten geführt. Die 
erste Vorsitzperiode beginnt mit dem Datum der ersten Tagung des Stabilitäts- und Assoziationsrates und endet am 
31. Dezember desselben Jahres.

Artikel 2

Tagungen

Der Stabilitäts- und Assoziationsrat tritt einmal jährlich auf Ministerebene zusammen. Sondertagungen des Stabilitäts- 
und Assoziationsrates können auf Antrag einer Vertragspartei nach Vereinbarung der Vertragsparteien abgehalten wer­
den. Sofern die Vertragsparteien nichts anderes vereinbaren, finden die Tagungen des Stabilitäts- und Assoziationsrates 
zu einem von den beiden Vertragsparteien vereinbarten Termin am üblichen Tagungsort des Rates der Europäischen 
Union statt. Die Tagungen des Stabilitäts- und Assoziationsrates werden von den Sekretären des Stabilitäts- und Assozia­
tionsrates gemeinsam im Benehmen mit dem Vorsitz einberufen.

Artikel 3

Vertretung

Die Mitglieder des Stabilitäts- und Assoziationsrates können sich auf den Tagungen vertreten lassen, wenn sie an der 
Teilnahme verhindert sind. Will sich ein Mitglied auf diese Weise vertreten lassen, so hat es den Vorsitz vor der Tagung, 
auf der es sich vertreten lassen will, den Namen seines Vertreters mitzuteilen. Der Vertreter eines Mitglieds des 
Stabilitäts- und Assoziationsrates verfügt über alle Rechte dieses Mitglieds.

Artikel 4

Delegationen

Die Mitglieder des Stabilitäts- und Assoziationsrates können sich von Beamten begleiten lassen. Vor jeder Tagung teilen 
die Vertragsparteien dem Vorsitz die voraussichtliche Zusammensetzung ihrer Delegationen mit. Ein Vertreter der Euro­
päischen Investitionsbank nimmt als Beobachter an den Tagungen des Stabilitäts- und Assoziationsrates teil, wenn 
Punkte auf der Tagesordnung stehen, die die Bank betreffen. Der Stabilitäts- und Assoziationsrat kann Nichtmitglieder 
zur Teilnahme an seinen Tagungen einladen, um Informationen zu besonderen Themen einzuholen.

Artikel 5

Sekretariat

Ein Beamter des Generalsekretariats des Rates der Europäischen Union und ein Beamter der Vertretung Bosnien und 
Herzegowinas bei der Europäischen Union nehmen gemeinsam die Sekretariatsgeschäfte des Stabilitäts- und Assoziati­
onsrates wahr.

Artikel 6

Schriftverkehr

Die für den Stabilitäts- und Assoziationsrat bestimmten Schreiben sind an den Vorsitz des Stabilitäts- und Assoziations­
rates unter der Anschrift des Generalsekretariats des Rates der Europäischen Union zu richten.
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Die beiden Sekretäre sorgen für die Übermittlung der Schreiben an den Vorsitz des Stabilitäts- und Assoziationsrates 
und gegebenenfalls für die Weiterleitung an die anderen Mitglieder des Stabilitäts- und Assoziationsrates. Die Weiterlei­
tung erfolgt durch Übermittlung an das Generalsekretariat der Kommission, den Europäischen Auswärtigen Dienst, die 
Ständigen Vertretungen der Mitgliedstaaten und die Vertretung Bosnien und Herzegowinas bei der Europäischen Union.

Die Mitteilungen des Vorsitzes des Stabilitäts- und Assoziationsrates werden von den beiden Sekretären an die jeweiligen 
Empfänger und gegebenenfalls an die in Absatz 2 genannten anderen Mitglieder des Stabilitäts- und Assoziationsrates 
weitergeleitet.

Artikel 7

Öffentlichkeit

Sofern nichts anderes beschlossen wird, sind die Tagungen des Stabilitäts- und Assoziationsrates nicht öffentlich.

Artikel 8

Tagesordnung

(1) Der Vorsitz stellt für jede Tagung eine vorläufige Tagesordnung auf. Sie wird den in Artikel 6 genannten Empfän­
gern von den Sekretären des Stabilitäts- und Assoziationsrates spätestens 15 Tage vor Beginn der Tagung übermittelt. 
Die vorläufige Tagesordnung enthält die Punkte, für die die Aufnahmeanträge dem Vorsitze spätestens 21 Tage vor 
Beginn der Tagung zugegangen sind, wobei nur die Punkte in die vorläufige Tagesordnung aufgenommen werden, für die 
den Sekretären die Unterlagen spätestens am Tag der Versendung dieser Tagesordnung übermittelt worden sind. Die 
Tagesordnung wird vom Stabilitäts- und Assoziationsrat zu Beginn jeder Tagung angenommen. Für die Aufnahme von 
Punkten, die nicht auf der vorläufigen Tagesordnung stehen, ist die Zustimmung der Vertragsparteien erforderlich.

(2) Der Vorsitz kann die in Absatz 1 genannten Fristen im Benehmen mit den beiden Vertragsparteien verkürzen, um 
den Erfordernissen des Einzelfalls gerecht zu werden.

Artikel 9

Protokoll

Die beiden Sekretäre fertigen über jede Tagung einen Protokollentwurf an. In dem Protokoll wird in der Regel zu jedem 
Tagesordnungspunkt Folgendes vermerkt:

— die dem Stabilitäts- und Assoziationsrat vorgelegten Unterlagen,

— die Erklärungen, die von Mitgliedern des Stabilitäts- und Assoziationsrates zu Protokoll gegeben worden sind,

— die gefassten Beschlüsse, die ausgesprochenen Empfehlungen, die verabschiedeten Erklärungen und die angenomme­
nen Schlussfolgerungen.

Der Protokollentwurf wird dem Stabilitäts- und Assoziationsrat zur Annahme vorgelegt. Nach Genehmigung wird das 
Protokoll vom Vorsitz und von den beiden Sekretären unterzeichnet. Das Protokoll wird in das Archiv des Generalsekre­
tariats des Rates der Europäischen Union aufgenommen, der als Verwahrer der Dokumente der Assoziation fungiert. 
eine beglaubigte Abschrift wird den in Artikel 6 genannten Empfängern zugeleitet.

Artikel 10

Beschlüsse und Empfehlungen

(1) Der Stabilitäts- und Assoziationsrat fasst seine Beschlüsse und verabschiedet seine Empfehlungen im Einvernehmen 
zwischen den Vertragsparteien. Der Stabilitäts- und Assoziationsrat kann im schriftlichen Verfahren Beschlüsse fassen 
oder Empfehlungen aussprechen, sofern die beiden Vertragsparteien dies vereinbaren

(2) Die Beschlüsse und Empfehlungen des Stabilitäts- und Assoziationsrates im Sinne des Artikels 117 des Abkom­
mens tragen die Überschrift „Beschluss“ bzw. „Empfehlung“, gefolgt von der laufenden Nummer, dem Datum ihrer 
Annahme sowie der Bezeichnung ihres Gegenstands. Die Beschlüsse und Empfehlungen des Stabilitäts- und Assoziati­
onsrates werden vom Vorsitz unterzeichnet und von den beiden Sekretären beglaubigt. Die Beschlüsse und Empfehlun­
gen werden den in Artikel 6 genannten Empfängern übermittelt. Jede Vertragspartei kann beschließen, die Beschlüsse 
und Empfehlungen des Stabilitäts- und Assoziationsrates in ihrer amtlichen Veröffentlichung zu veröffentlichen.
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Artikel 11

Sprachenregelung

Die Amtssprachen des Stabilitäts- und Assoziationsrates sind die Amtssprachen der beiden Vertragsparteien. Sofern 
nichts anderes beschlossen wird, stützt sich der Stabilitäts- und Assoziationsrat bei seinen Beratungen auf Unterlagen, 
die in diesen Sprachen abgefasst sind.

Artikel 12

Ausgaben

Die Europäische Union und Bosnien und Herzegowina tragen die Kosten für Personal, Reise und Aufenthalt sowie für 
Post und Telekommunikation, die ihnen aus ihrer Teilnahme an den Tagungen des Stabilitäts- und Assoziationsrates 
entstehen. Die Kosten für den Dolmetscherdienst in den Tagungen und für die Übersetzung und Vervielfältigung von 
Unterlagen sowie sonstige Kosten für die Organisation der Tagungen werden von der Vertragspartei getragen, die die 
Tagung ausrichtet.

Artikel 13

Stabilitäts- und Assoziationsausschuss

(1) Es wird ein Stabilitäts- und Assoziationsausschuss (im Folgenden „Ausschuss“) eingesetzt, der den Stabilitäts- und 
Assoziationsrat bei der Erfüllung seiner Aufgaben unterstützt. Er setzt sich aus Vertretern des Rates der Europäischen 
Union und Vertretern der Europäischen Kommission einerseits und Vertretern des Ministerrats von Bosnien und Herze­
gowina andererseits zusammen, bei denen es sich normalerweise um hohe Beamte handelt.

(2) Der Ausschuss bereitet die Tagungen und Beratungen des Stabilitäts- und Assoziationsrates vor, führt gegebenen­
falls die Beschlüsse des Stabilitäts- und Assoziationsrates durch und gewährleistet generell die Kontinuität der Beziehun­
gen im Rahmen der Assoziation und die ordnungsgemäße Anwendung des Abkommens. Er prüft alle ihm vom Stabili­
täts- und Assoziationsrat vorgelegten Fragen sowie alle sonstigen Fragen, die sich bei der laufenden Durchführung des 
Abkommens ergeben. Er legt dem Stabilitäts- und Assoziationsrat Vorschläge oder Beschluss- oder Empfehlungsentwürfe 
zur Annahme vor.

(3) Sieht das Abkommen eine Konsultationspflicht oder eine Konsultationsmöglichkeit vor, so können die Konsultatio­
nen im Ausschuss stattfinden. Die Konsultationen können im Stabilitäts- und Assoziationsrat fortgesetzt werden, sofern 
die beiden Vertragsparteien dies vereinbaren.

(4) Die Geschäftsordnung des Ausschusses ist diesem Beschluss als Anhang beigefügt.

Geschehen zu …

Für den Stabilitäts- und Assoziationsrat

Der Vorsitz
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ANHANG zum BESCHLUSS Nr. 1 DES STABILITÄTS- UND ASSOZIATIONSRATES EU–BOSNIEN 
UND HERZEGOWINA

vom [Datum]

Geschäftsordnung des Stabilitäts- und Assoziationsausschusses

Artikel 1

Vorsitz

Der Vorsitz im Ausschuss wird von den Vertragsparteien abwechselnd für die Dauer von 12 Monaten geführt. Die erste 
Vorsitzperiode beginnt mit dem Datum der ersten Tagung des Stabilitäts- und Assoziationsrates und endet am 
31. Dezember desselben Jahres.

Artikel 2

Sitzungen

Der Ausschuss tritt nach Vereinbarung der beiden Vertragsparteien zusammen, wenn die Umstände dies erfordern. Ter­
min und Ort der Sitzungen des Ausschusses werden von den beiden Vertragsparteien vereinbart. Die Sitzungen des 
Ausschusses werden vom Vorsitz einberufen.

Artikel 3

Delegationen

Vor jeder Sitzung teilen die Vertragsparteien dem Vorsitz die voraussichtliche Zusammensetzung ihrer Delegation mit.

Artikel 4

Sekretariat

Ein Beamter der Europäischen Kommission und ein Beamter der Regierung Serbiens nehmen gemeinsam die Sekretari­
atsgeschäfte des Ausschusses wahr. Alle an den Vorsitz des Ausschusses gerichteten Mitteilungen und alle Mitteilungen 
des Vorsitzes, die in diesem Beschluss vorgesehen sind, sind den Sekretären des Ausschusses und den Sekretären und 
dem Vorsitz des Stabilitäts- und Assoziationsrates zu übermitteln.

Artikel 5

Öffentlichkeit

Sofern nichts anderes beschlossen wird, sind die Sitzungen des Ausschusses nicht öffentlich.

Artikel 6

Tagesordnung

(1) Der Vorsitz stellt für jede Sitzung eine vorläufige Tagesordnung auf. Sie wird den in Artikel 4 genannten Empfän­
gern von den Sekretären des Ausschusses spätestens 30 Tage vor Beginn der Sitzung übermittelt. Die vorläufige Tages­
ordnung enthält die Punkte, für die die Aufnahmeanträge dem Vorsitz spätestens 35 Tage vor Beginn der Tagung zuge­
gangen sind, wobei nur die Punkte in die vorläufige Tagesordnung aufgenommen werden, für die den Sekretären die 
Unterlagen spätestens am Tag der Versendung dieser Tagesordnung übermittelt worden sind. Der Ausschuss kann Sach­
verständige zur Teilnahme an seinen Sitzungen einladen, um Informationen zu besonderen Themen einzuholen. Die 
Tagesordnung wird vom Ausschuss zu Beginn jeder Sitzung angenommen. Für die Aufnahme von Punkten, die nicht auf 
der vorläufigen Tagesordnung stehen, ist die Zustimmung der Vertragsparteien erforderlich.

(2) Der Vorsitz kann die in Absatz 1 genannten Fristen im Benehmen mit den beiden Vertragsparteien verkürzen, um 
den Erfordernissen des Einzelfalls gerecht zu werden.

Artikel 7

Protokoll

Über jede Sitzung wird anhand einer vom Vorsitz zu erstellenden Zusammenfassung der Schlussfolgerungen des Aus­
schusses ein Protokoll angefertigt. Nach der Annahme durch den Ausschuss wird das Protokoll vom Vorsitz und von den 
beiden Sekretären unterzeichnet und von den Vertragsparteien zu den Akten genommen. Eine Abschrift des Protokolls 
wird den in Artikel 4 genannten Empfängern zugeleitet.
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Artikel 8

Beschlüsse und Empfehlungen

In den besonderen Fällen, in denen der Ausschuss vom Stabilitäts- und Assoziationsrat nach Artikel 118 des Abkom­
mens ermächtigt worden ist, Beschlüsse zu fassen oder Empfehlungen auszusprechen, tragen diese Rechtsakte die Über­
schrift „Beschluss“ bzw. „Empfehlung“, gefolgt von der laufenden Nummer, dem Datum ihrer Annahme sowie der 
Bezeichnung ihres Gegenstands. Beschlüsse und Empfehlungen werden im Einvernehmen zwischen den Vertragsparteien 
angenommen. Der Ausschuss kann im schriftlichen Verfahren Beschlüsse fassen oder Empfehlungen aussprechen, sofern 
die beiden Vertragsparteien dies vereinbaren. Die Beschlüsse und Empfehlungen des Ausschusses werden vom Vorsitz 
unterzeichnet und von den beiden Sekretären beglaubigt und den in Artikel 4 genannten Empfängern übermittelt. Jede 
Vertragspartei kann beschließen, die Beschlüsse und Empfehlungen des Ausschusses in ihrer amtlichen Veröffentlichung 
zu veröffentlichen.

Artikel 9

Ausgaben

Die Europäische Union und Bosnien und Herzegowina tragen die Kosten für Personal, Reise und Aufenthalt sowie für 
Post und Telekommunikation, die ihnen aus ihrer Teilnahme an den Sitzungen des Ausschusses entstehen. Die Kosten 
für den Dolmetscherdienst in den Sitzungen und für die Übersetzung und Vervielfältigung von Unterlagen sowie sons­
tige Kosten für die Organisation der Sitzungen werden von der Vertragspartei getragen, die die Sitzung ausrichtet.

Artikel 10

Unterausschüsse und Arbeitsgruppen

Der Ausschuss kann Unterausschüsse oder Arbeitsgruppen einsetzen, die ihm unterstehen, nach jeder ihrer Sitzungen 
Bericht erstatten. Der Ausschuss kann die Auflösung solcher Unterausschüsse oder Arbeitsgruppen beschließen, ihr 
Mandat festlegen oder ändern oder weitere Unterausschüsse und Arbeitsgruppen einsetzen, die ihn bei der Erfüllung 
seiner Aufgaben unterstützen. Diese Unterausschüsse und Arbeitsgruppen sind nicht befugt, Beschlüsse zu fassen.
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ANHANG

Nur zur Information der Kommission

ENTWURF

BESCHLUSS Nr. 1/2015 DES STABILISIERUNGS- UND ASSOZIATIONSAUSSCHUSSES EU–
BOSNIEN UND HERZEGOWINA

von […] 2015

zur Einsetzung von Unterausschüssen und Arbeitsgruppen

DER STABILITÄTS- UND ASSOZIATIONSAUSSCHUSS —

gestützt auf das Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren 
Mitgliedstaaten einerseits und Bosnien und Herzegowina andererseits, insbesondere auf Artikel 119,

gestützt auf seine Geschäftsordnung, insbesondere auf Artikel 10 —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Einziger Artikel

Es werden die in Anhang I aufgeführten Unterausschüsse und Arbeitsgruppen eingesetzt. Ihr Mandat ist in Anhang II 
festgelegt.

Geschehen zu … am Tag/Monat] 2015.

Im Namen des Stabilitäts- und Assoziationsausschusses

Der Vorsitz
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ANHANG I

STABILISIERUNGS- UND ASSOZIIERUNGSABKOMMEN EU–BOSNIEN UND HERZEGOWINA

System multidisziplinärer Unterausschüsse

Bezeichnung Themen Artikel des SAA

1. Handel, Industrie, Zoll und 
Steuern

Freier Warenverkehr Art. 18

Gewerbliche Erzeugnisse Art. 19-23

Handelsfragen Art. 32-46

Normung, Messwesen, Akkreditierung, Zertifi­
zierung, Konformitätsbewertung und 
Marktaufsicht

Art. 75

Industrielle Zusammenarbeit Art. 92

Kleine und mittlere Unternehmen Art. 93

Tourismus Art. 94

Zoll Art. 97

Steuern Art. 98

Ursprungsregeln Protokoll Nr. 2

Amtshilfe im Zollbereich Protokoll Nr. 5

2. Landwirtschaft und Fischerei Landwirtschaftliche Erzeugnisse im weiteren 
Sinne

Art. 24, Art. 26 Absätze 1 und 2, 
Art. 29, 30 und 33

Landwirtschaftliche Erzeugnisse im engeren 
Sinne

Art. 27 Absätze 1 und 2, Art. 27 
Absatz 4

Fischereierzeugnisse Artikel 26 und 28

Landwirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse Art. 25, Protokoll Nr. 1

Wein Art. 27 Absatz 5 und Protokoll 
Nr. 7

Schutz geografischer Angaben für landwirt­
schaftliche und Fischereierzeugnisse und 
Lebensmittel, ausgenommen Wein und 
Spirituosen

Art. 31

Agrar- und Ernährungswirtschaft, Tier- und 
Pflanzengesundheit

Art. 95

Zusammenarbeit im Fischereibereich Art. 96

Lebensmittelsicherheit Art. 95
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Bezeichnung Themen Artikel des SAA

3. Binnenmarkt und Wettbewerb Niederlassungsrecht Art. 50-56

Erbringung von Dienstleistungen Art. 57-59

Sonstige Fragen im Zusammenhang mit 
Titel V des SAA

Art. 63-69

Angleichung und praktische Anwendung der 
Rechtsvorschriften

Art. 70

Wettbewerb Art. 71-72
Protokoll Nr. 4

Geistiges und gewerbliches Eigentum Art. 73

Öffentliches Beschaffungswesen Art. 74

Bank-, Versicherungs- und andere Finanz­
dienstleistungen

Art. 89

Verbraucherschutz Art. 76

Öffentliche Gesundheit  

4. Wirtschafts- und Finanzfra­
gen und Statistik

Kapitalverkehr und Zahlungen Art. 60-62

Wirtschaftspolitik Art. 87

Zusammenarbeit im Bereich der Statistik Art. 88

Investitionsförderung und Investitionsschutz Art. 91

Finanzielle Zusammenarbeit Art. 112-114

5. Recht, Freiheit und Sicherheit Justiz und Grundrechte, einschließlich Nicht­
diskriminierung,

Art. 78

Polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit Art. 78

Rechtsstaatlichkeit Art. 78

Datenschutz Art. 79

Visa, Grenzkontrolle, Asyl und Migration Art. 80

Illegale Einwanderung und Rückübernahme Art. 81

Geldwäsche Art. 82

Drogen Art. 83

Terrorismusbekämpfung Art. 85

Straftaten und andere illegale Aktivitäten Art. 84
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Bezeichnung Themen Artikel des SAA

6. Innovation, Informationsge­
sellschaft und Sozialpolitik

Freizügigkeit der Arbeitnehmer Art. 47-49

Arbeitsbedingungen und Chancengleichheit Art. 77

Zusammenarbeit im sozialen Bereich Art. 99

Allgemeine und berufliche Bildung Art. 100

Kulturelle Zusammenarbeit Art. 101

Information und Kommunikation Art. 105

Zusammenarbeit im audiovisuellen Bereich Art. 102

Elektronische Kommunikationsnetze und 
-dienste

Art. 104

Informationsgesellschaft Art. 103

Forschung und technologische Entwicklung Art. 109

7. Verkehr, Energie, Umwelt und 
Regionalentwicklung (1)

Verkehr Art. 53, 59, 106 und Protokoll 
Nr. 3

Energie Art. 107

Nukleare Sicherheit Art. 107

Umwelt Art. 108

Klimawandel Art. 108

Katastrophenschutz Art. 108

Regionale und örtliche Entwicklung Art. 110

(1) Für  die  Zwecke  des  Protokolls  Nr.  3  ist  dieser  Unterausschuss  der  „besondere  Unterausschuss“  im  Sinne  des  Artikels  21  dieses 
Protokolls.

System der Arbeitsgruppen

Bezeichnung Themen Artikel des SAA

Arbeitsgruppe zur Reform der 
öffentlichen Verwaltung

Reform der öffentlichen Verwaltung Titel VI Angleichung und prakti­
sche Anwendung der Rechts-vor­
schriften, Art. 70 und Titel VII, 
Justiz und Inneres, Art. 78, 
Art. 111
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ANHANG II

MANDAT DER UNTERAUSSCHÜSSE UND DER ARBEITSGRUPPEN EU — BOSNIEN UND 
HERZEGOWINA

Zusammensetzung und Vorsitz

Die Unterausschüsse und die Arbeitsgruppe zur Reform der öffentlichen Verwaltung setzen sich aus Vertretern der Euro­
päischen Kommission und Vertretern der Regierung Bosnien und Herzegowinas zusammen. Der Vorsitz wird abwech­
selnd von den beiden Vertragsparteien geführt. Die Mitgliedstaaten werden unterrichtet und zu den Sitzungen der Unter­
ausschüsse und der Arbeitsgruppe zur Reform der öffentlichen Verwaltung eingeladen.

Sekretariat

Ein Beamter der Europäischen Kommission und ein Beamter der Regierung Bosnien und Herzegowinas nehmen gemein­
sam die Sekretariatsgeschäfte der Unterausschüsse und der Arbeitsgruppe zur Reform der öffentlichen Verwaltung wahr.

Alle die Unterausschüsse betreffenden Mitteilungen sind den Sekretären des betreffenden Unterausschusses und der 
Arbeitsgruppe zur Reform der öffentlichen Verwaltung zu übermitteln.

Sitzungen

Die Unterausschüsse und die Arbeitsgruppe zur Reform der öffentlichen Verwaltung treten nach Vereinbarung der bei­
den Vertragsparteien zusammen, wenn die Umstände dies erfordern. Termin und Ort der Sitzungen der Unterausschüsse 
und der Arbeitsgruppe zur Reform der öffentlichen Verwaltung werden von den beiden Vertragsparteien vereinbart.

Mit Zustimmung beider Vertragsparteien können die Unterausschüsse und die Arbeitsgruppe zur Reform der öffentli­
chen Verwaltung Sachverständige zu ihren Sitzungen einladen, um Informationen zu besonderen Themen einzuholen.

Tagesordnung und Unterlagen

Der Vorsitz und die Sekretäre stellen für jede Sitzung spätestens 30 Arbeitstage vor Beginn der Sitzung eine vorläufige 
Tagesordnung auf.

Die vorläufige Tagesordnung enthält die Punkte, für die den Sekretären spätestens 35 Tage vor Beginn der Sitzung ein 
Aufnahmeantrag zugegangen ist.

Nach der Einigung auf die vorläufige Tagesordnung für die jeweilige Sitzung und spätestens 10 Arbeitstage vor Beginn 
der Sitzung legt der Sekretär von Bosnien und Herzegowina dem Sekretär der Europäischen Kommission die notwendi­
gen schriftlichen Unterlagen zu den in der vorläufigen Tagesordnung vereinbarten Punkten vor.

Wird die in Absatz 3 genannte Frist nicht eingehalten, so wird die Sitzung automatisch ohne weitere Mitteilung 
abgesagt.

Themen

Die Unterausschüsse erörtern die in der Tabelle „System multidisziplinärer Unterausschüsse“ aufgeführten Themen aus 
den unter das SAA fallenden Bereichen. Im Rahmen aller Themen werden die Fortschritte bei der Angleichung, Umset­
zung und Durchsetzung der Rechtsvorschriften bewertet. Die Unterausschüsse prüfen die Probleme, die sich in den 
betreffenden Bereichen ergeben, und schlagen mögliche Schritte vor.

Die Unterausschüsse dienen auch als Foren, in denen der Besitzstand näher erläutert und die Fortschritte überprüft wer­
den, die Bosnien und Herzegowina im Einklang mit den im Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen übernomme­
nen Verpflichtungen bei der Angleichung an den Besitzstand erzielt hat.

Die Arbeitsgruppe zur Reform der öffentlichen Verwaltung erörtert Fragen im Zusammenhang mit der Reform der 
öffentlichen Verwaltung und schlägt mögliche Schritte vor.

Protokoll

Über jede Sitzung wird ein Protokoll angefertigt und anschließend genehmigt. Der Sekretär des Unterausschusses bzw. 
der Arbeitsgruppe zur Reform der öffentlichen Verwaltung übermittelt dem Sekretär des Ausschusses eine Abschrift des 
Protokolls.

Öffentlichkeitsarbeit

Sofern nichts anderes beschlossen wird, sind die Tagungen der Unterausschüsse und der Arbeitsgruppe zur Reform der 
öffentlichen Verwaltung nicht öffentlich.
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INFORMATIONEN DER MITGLIEDSTAATEN

Angaben der Mitgliedstaaten zur Schließung von Fischereien

(2015/C 385/04)

Gemäß Artikel 35 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 des Rates vom 20. November 2009 zur Einführung 
einer gemeinschaftlichen Kontrollregelung zur Sicherstellung der Einhaltung der Vorschriften der Gemeinsamen 
Fischereipolitik (1) wurde beschlossen, die Fischerei wie nachstehend beschrieben zu schließen:

Datum und Uhrzeit der Schließung 5.10.2015

Dauer 5.10.2015-31.12.2015

Mitgliedstaat Schweden

Bestand oder Bestandsgruppe COD/2A3AX4

Art Kabeljau (Gadus morhua)

Gebiet IV; Unionsgewässer von IIa; der Teil von IIIa, der nicht zum Skagerrak 
und Kattegat gehört

Typ des betreffenden Fischereifahrzeugs —

Laufende Nummer 55/TQ104

(1) ABl. L 343 vom 22.12.2009, S. 1.

Angaben der Mitgliedstaaten zur Schließung von Fischereien

(2015/C 385/05)

Gemäß Artikel 35 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 des Rates vom 20. November 2009 zur Einführung 
einer gemeinschaftlichen Kontrollregelung zur Sicherstellung der Einhaltung der Vorschriften der Gemeinsamen 
Fischereipolitik (1) wurde beschlossen, die Fischerei wie nachstehend beschrieben zu schließen:

Datum und Uhrzeit der Schließung 5.10.2015

Dauer 5.10.2015-31.12.2015

Mitgliedstaat Schweden

Bestand oder Bestandsgruppe PRA/04-N.

Art Tiefseegarnele (Pandalus borealis)

Gebiet Norwegische Gewässer südlich von 62° N

Typ des betreffenden Fischereifahrzeugs —

Laufende Nummer 56/TQ104

(1) ABl. L 343 vom 22.12.2009, S. 1.
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V
(Bekanntmachungen)

VERFAHREN BEZÜGLICH DER DURCHFÜHRUNG DER 
WETTBEWERBSPOLITIK

EUROPÄISCHE KOMMISSION

Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache M.7759 — OMERS/AIMCo/ERM)

Für das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2015/C 385/06)

1. Am 12. November 2015 ist die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 139/2004 des Rates (1) bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: Das im Namen 
bestimmter Kunden handelnde Unternehmen Alberta Investment Management Corporation („AIMCo“, Kanada) und das 
Unternehmen OCP Investment Corporation, das der Unternehmensgruppe OMERS („OMERS“, Kanada) angehört, über­
nehmen im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe b der Fusionskontrollverordnung im Wege einer Optionsvereinba­
rung die Kontrolle über die Gesamtheit des Unternehmens ERM Worldwide Group Limited („ERM“, Kanada).

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— OMERS verwaltet den Ontario Municipal Employees Retirement System Primary Pension Plan und ist auch Treuhän­
der dieses Pensionsfonds. Die Investitionen werden in ein diversifiziertes weltweites Portfolio getätigt, das Aktien und 
Schuldverschreibungen sowie Immobilien, privates Beteiligungskapital und Infrastruktur umfasst.

— AIMCo ist einer der größten und am stärksten diversifizierten institutionellen Investmentfondsverwalter in Kanada, 
der weltweit im Namen seiner Kunden (verschiedene Pensions-, Stiftungs- und staatliche Fonds aus der kanadischen 
Provinz Alberta) Investitionen tätigt.

— ERM bietet weltweit Beratungsdienste in den Bereichen Umweltschutz, Gesundheit, Arbeitssicherheit, Risikomanage­
ment und Sozialverträglichkeit an.

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschäft unter die Fusions­
kontrollverordnung fallen könnte. Die endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie sich vor. Dieser Fall kommt 
für das vereinfachte Verfahren im Sinne der Bekanntmachung der Kommission über ein vereinfachtes Verfahren für 
bestimmte Zusammenschlüsse gemäß der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (2) in Frage.

4. Alle betroffenen Dritten können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens 10 Tage nach dieser Veröffentlichung eingehen. Sie können 
der Europäischen Kommission unter Angabe des Aktenzeichens M.7759 — OMERS/AIMCo/ERM per Fax (Nummer 
+32 22964301), per E-Mail (COMP-MERGER-REGISTRY@ec.europa.eu) oder per Post an folgende Anschrift übermittelt 
werden:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Registratur Fusionskontrolle
1049 Bruxelles/Brussel
BELGIQUE/BELGIË

(1) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1 („Fusionskontrollverordnung“).
(2) ABl. C 366 vom 14.12.2013, S. 5.
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Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache M.7826 — Bertelsmann/Prinovis)

Für das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2015/C 385/07)

1. Am 12. November 2015 ist die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 139/2004 des Rates (1) bei der Europäischen Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: Das 
Unternehmen Bertelsmann SE & Co. KGaA („Bertelsmann“, Deutschland) übernimmt im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 
Buchstabe b der Fusionskontrollverordnung durch Erwerb von Anteilen die Kontrolle über die Gesamtheit der Unterneh­
men Prinovis Ltd. & Co. KG and Prinovis Ltd. (zusammen „Prinovis“, Deutschland).

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— Bertelsmann: Fernsehen, Radio, Buchverlag, Zeitungen und Zeitschriften, Musik und andere Medien sowie Kommu­
nikationsdienste

— Prinovis: Illustrationsdruck für hohe Auflagen und verbundene Dienstleistungen

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschäft unter die Fusions­
kontrollverordnung fallen könnte. Die endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie sich vor. Dieser Fall kommt 
für das vereinfachte Verfahren im Sinne der Bekanntmachung der Kommission über ein vereinfachtes Verfahren für 
bestimmte Zusammenschlüsse gemäß der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (2) in Frage.

4. Alle betroffenen Dritten können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens 10 Tage nach dieser Veröffentlichung eingehen. Sie können 
der Europäischen Kommission unter Angabe des Aktenzeichens M.7826 — Bertelsmann/Prinovis per Fax (Nummer 
+32 229-64301), per E-Mail (COMP-MERGER-REGISTRY@ec.europa.eu) oder per Post an folgende Anschrift übermittelt 
werden:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Registratur Fusionskontrolle
1049 Bruxelles/Brussel
BELGIQUE/BELGIË

(1) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1 („Fusionskontrollverordnung“).
(2) ABl. C 366 vom 14.12.2013, S. 5.
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Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache M.7848 — ATP/AXA/Club Quarters/Cleavon)

Für das vereinfachte Verfahren infrage kommender Fall

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2015/C 385/08)

1. Am 13. November 2015 ist die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 139/2004 des Rates (1) bei der Europäischen Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: Die Unter­
nehmen AXA SA („AXA“, Frankreich) und Arbejdsmarkedets Tillægspension (ATP, Dänemark) übernehmen im Sinne des 
Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe b der Fusionskontrollverordnung durch Erwerb von Anteilen die gemeinsame Kontrolle 
über das Unternehmen Cleavon SARL (Luxemburg), das Eigentümer von zwei Hotels und dazugehörigen Einzelhandels­
geschäften in London ist. Im Rahmen bestehender Hotelmanagementverträge werden AXA und ATP zusammen mit 
Club Quarters Management LLC („Club Quarters“, USA) die gemeinsame Kontrolle über die beiden Hotels erwerben.

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— AXA: Lebens-, Kranken- und andere Arten von Versicherungen sowie Anlageverwaltung;

— ATP: Verwaltung verschiedener Vorsorge- und Sozialversicherungssysteme, die zur Bereitstellung einer Grundsiche­
rung für die dänischen Bürger beitragen;

— Club Quarters: Besitz, Verwaltung und Betrieb von Hotels sowie Entwicklung von Immobilien wie Hotels und 
gemischt genutzten Immobilien.

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschäft unter die Fusions­
kontrollverordnung fallen könnte. Die endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie sich vor. Dieser Fall kommt 
für das vereinfachte Verfahren im Sinne der Bekanntmachung der Kommission über ein vereinfachtes Verfahren für 
bestimmte Zusammenschlüsse gemäß der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (2) infrage.

4. Alle betroffenen Dritten können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens 10 Tage nach dieser Veröffentlichung eingehen. Sie können der 
Kommission unter Angabe des Aktenzeichens M.7848 — ATP/AXA/Club Quarters/Cleavon per Fax (+32 22964301), per 
E-Mail (COMP-MERGER-REGISTRY@ec.europa.eu) oder per Post an folgende Anschrift übermittelt werden:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Registratur Fusionskontrolle
1049 Bruxelles/Brussel
BELGIQUE/BELGIË

(1) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1 („Fusionskontrollverordnung“).
(2) ABl. C 366 vom 14.12.2013, S. 5.
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